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16 .

Selbstbeschränkungs- und Autorisationsabkommen betreffend den Export bestimmter Kleidung
von Macao nach Österreich

(Übersetzung)

REPUBLIK ÖSTERREICH
BUNDESMINISTERIUM
FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN

Wien, 31. Oktober 1990

Exzellenz!

1. Ich beehre mich, auf das ABKOMMEN ÜBER
DEN INTERNATIONALEN HANDEL MIT
TEXTILIEN *), das in Genf am 20. Dezember
1973 abgeschlossen wurde (im folgenden ABKOM-
MEN bezeichnet), vor allem seinen Artikel 4, sowie
auf das PROTOKOLL BETREFFEND DIE
VERLÄNGERUNG DES ABKOMMENS, abge-
faßt in Genf am 31. Juli 1986 Bezug zu nehmen.

2. Ich beziehe mich weiters auf die Konsultatio-
nen, die zwischen Vertretern Österreichs und
Macaos am 17. und 18. Oktober 1990 in Brüssel
stattgefunden haben. Als Ergebnis dieser Konsulta-
tionen haben Österreich und Macao folgende
Vereinbarung getroffen.

3. Macao beschränkt die Ausfuhren der im
Anhang genannten Textilerzeugnisse nach Öster-
reich auf die in diesem Anhang festgesetzten
Mengen.

4. Gegen Vorlage von Ursprungszeugnissen
(Certificados de Origem), ausgestellt vom Direccão

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974

16 11
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dos Servicos de Economia de Macao, mit dem
Aufdruck, daß mit der Warensendung das betref-
fende Exportkontingent belastet wurde, wird die
zuständige österreichische Behörde Einfuhrbewilli-
gungen für die entsprechenden Importe innerhalb
und bis zur Höhe der vereinbarten Exportmenge
ausstellen.

5. Die in obigem Absatz 4. erwähnten Ursprungs-
zeugnisse werden nach Ablauf von 6 Monaten,
gerechnet ab dem Ende der Beschränkungsperiode,
ungültig.

6. Für die im Anhang genannten Erzeugnisse
werden Übertrag und Vorgriff zusammen 11% nicht
überschreiten, wobei hievon der Vorgriff nicht mehr
als 6% betragen darf.

7. Sollten bei Ablauf der Beschränkungsperiode
die am 31. Dezember 1990 ausläuft, Teile der
Erzeugnisse der Kategorie 1 nicht ausgelastet sein,
können diese nach Mitteilung (Notifikation) auf die
Kontingentbeschränkung dieser nicht ausgeschöpf-
ten Kontingente, bis zum Ausmaß von 4% auf das
Kontingent 1991 übertragen und aufgerechnet
werden.

8. Wenn innerhalb von 8 Wochen ab dem Datum
der Mitteilung (Notifikation) keine Rückäußerung
Österreichs einlangt, finden die vorgeschlagenen
Flexibilitäten (Übergriff und Vorgriff) automatisch
Anwendung.

9. Österreich wird Macao so weit wie möglich
davon in Kenntnis setzen, wenn Importe jener
Erzeugnisse nach Österreich, die den vereinbarten
Exportkontingenten angelastet wurden, später aus
Österreich wieder ausgeführt werden. Macao kann
dann die betreffenden Mengen den im Anhang
angeführten Exportkontingenten gutschreiben.

10. Österreich wird Macao Statistiken der
Einfuhrbewilligungen auf monatlicher und zusam-
mengefaßter Grundlage und Macao wird Öster-
reich Statistiken auf gleicher Grundlage über die
gemäß obigem Absatz 4. ausgestellten Ursprungs-
zeugnisse zur Verfügung stellen.

11. Wenn nötig, wird Macao auf Verlangen
Österreichs detailliertere Informationen in bezug
auf spezifische Exporte nach Österreich der
Erzeugnisse, die im Anhang festgelegt sind, unter
Angabe der Namen der Exporteure, der Anzahl und
des Datums der ausgestellten Ursprungszeugnisse,
des Datums der Versendung, wie auch der Mengen
der von diesen Ursprungszeugnissen erfaßten
Erzeugnisse zur Verfügung stellen.

12. Hinsichtlich der Hemden aus Geweben, die
ganz oder überwiegend aus diskontinuierlichen
synthetischen Spinnstoffen oder Baumwolle der HS
Nrn. 6205 20 und aus 6205 30 bestehen, wird die
zuständige österreichische Behörde gegen Vorlage
von Ursprungszeugnissen (Certificados de Origem),
ausgestellt vom Direccão dos Servicos de Economia
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de Macao, automatisch Einfuhrbewilligungen ertei-
len und Macao auf einer monatlichen Grundlage
Informationen bezüglich dieser Einfuhrbewilligung
übermitteln.

Sollten die Importe der oben genannten Erzeug-
nisse von Macao nach Österreich sich in einer Weise
entwickeln, die nach Ansicht Österreichs die
tatsächlichen Gefahren einer Marktstörung verur-
sacht, kann Österreich um die Abhaltung von
Konsultationen ersuchen, deren Zielsetzung der
Abschluß eines Beschränkungsabkommens zu
wechselseitig annehmbaren Bedingungen bildet.

13. Auf Wunsch jeder der beiden Vertragspar-
teien werden über die Durchführung der Ausfuhren
der im Anhang genannten Erzeugnisse Konsultatio-
nen abgehalten.

14. Sollte Macao der Meinung sein, daß es
(Macao) auf Grund der durch diese Vereinbarung
verfügten Beschränkung gegenüber anderen Liefe-
ranten benachteiligt ist, kann seitens Macao's an
Österreich das Ansuchen ergehen, eine sinnvolle
Änderung der Vereinbarung im Hinblick auf die
Behebung dieses Umstandes zu beraten Macao
kann sich auch an Österreich wenden, um eine
Änderung dieser Vereinbarung hinsichtlich des mit
1. Jänner 1992 beginnenden Zeitraumes zu beraten,
um das Abkommen über den Internationalen
Handel mit Textilien, das das im Abs. 1 angeführte
Übereinkommen ersetzt, zu berücksichtigen.

15. Dieses Übereinkommen wird vier Kalender-
jahre, beginnend mit dem 1. Jänner 1991 und
endend mit dem 31. Dezember 1994, Gültigkeit
haben.

16. Wenn dieser Vorschlag für Macao annehmbar
ist, werden diese Note und Ihre Bestätigungsnote im
Namen von Macao eine Vereinbarung zwischen
Österreich und Macao begründen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

Anlagen: ANHANG UND BEILAGE

Mag. Josef Mayer e. h.
Ministerialrat

Seine Exzellenz
Francisco Luis Murteira Nabo
Regierungsbevollmächtigter der Regierung Macao's
Macao

Regierung von Macao
Francisco Luis Murteira Nabo
Regierungsbevollmächtigter der Regierung Macao's

Macao, 23. November 1990

Sehr geehrter Herr Ministerialrat!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom
14. November 1990 betreffend die nach Konsulta-
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tionen zwischen Österreich und Macao am 17. und
18. Oktober 1990 in Brüssel getroffenen Vereinba-
rung zu bestätigen.

Ich habe deren Inhalt gebührend zur Kenntnis
genommen, und möchte Ihnen mitteilen, daß die
Behörden Macao's die in Ihrer Note zum Ausdruck
gebrachte Vereinbarung annehmen und daß ich mit
gegenständlicher, von mir unterzeichneter Note
dem Zustandekommen eines Abkommens zwischen
Österreich und Macao zustimme.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Ministerial-
rat, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochach-
tung.

Für die Regierung Macao's:
Francisco Luis Murteira Nabo e. h.

Für den Gouverneur
Herrn Josef Mayer
Ministerialrat
Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten
Republik Österreich
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Beilage 1

Vranitzky
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17.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Statut und Schlußprotokoll wird genehmigt.

Vertrag zwischen der Republik Österreich
einerseits und der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft andererseits über die wasserwirtschaftli-
che Zusammenarbeit im Einzugsgebiet der

Donau

Die Vertragsparteien

von dem Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft, insbesondere
des Gewässerschutzes und der Abflußverhältnisse,
zu vertiefen,

in dem Bestreben, die wasserwirtschaftlichen
Interessen der Vertragsparteien angemessen zu
berücksichtigen,

in dem Bemühen, die Güte der gemeinsamen
Grenzgewässer der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland im Einzugsgebiet der
Donau möglichst zu verbessern,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Die Vertragsparteien werden auf dem Gebiet
der Wasserwirtschaft, insbesondere bei der Erfül-
lung wasserwirtschaftlicher Aufgaben und beim
Vollzug ihrer wasserrechtlichen Vorschriften im
österreichischen und deutschen Einzugsgebiet der
Donau, zusammenarbeiten.

(2) Die Zusammenarbeit erfolgt insbesondere
durch

a) Erfahrungsaustausch,
b) Austausch von Informationen über Vor-

schriften und Maßnahmen im Bereich der
Wasserwirtschaft,

c) Austausch von Experten,
d) Austausch von Veröffentlichungen, Vor-

schriften und Richtlinien,
e) Teilnahme an fachwissenschaftlichen Veran-

staltungen,
f) Behandlung von Vorhaben im Hoheitsgebiet

der Republik Österreich oder der Bundesre-
publik Deutschland, die den ordnungsgemä-
ßen Wasserhaushalt auf dem Gebiet des
jeweils anderen Staates wesentlich beeinflus-
sen können,

g) Beratungen in der Ständigen Gewässerkom-
mission (Artikel 7).

(3) Der Vertrag regelt nicht Fragen der Fische-
reiwirtschaft und der Schiffahrt; die Behandlung
von Fragen des Schutzes der Gewässer vor Verun-
reinigung wird dadurch jedoch nicht ausgeschlos-
sen.

Artikel 2

(1) Die Vertragsparteien werden einander
bedeutsame Vorhaben im Hoheitsgebiet der Repu-
blik Österreich oder der Bundesrepublik Deutsch-
land rechtzeitig mitteilen, sofern diese Vorhaben
den ordnungsgemäßen Wasserhaushalt auf dem
Gebiet des jeweils anderen Staates wesentlich
beeinflussen können.

(2) Die Erhaltung und Erzielung eines ordnungs-
gemäßen Wasserhaushaltes im Sinne dieses Vertra-
ges umfaßt Vorhaben

a) des Schutzes der Gewässer einschließlich des
Grundwassers, insbesondere der Reinhaltung
der Gewässer, der Abwasser- und Wärmeein-
leitung,

b) der Gewässerunterhaltung und des Gewäs-
serausbaues, die zu einer Änderung des Fluß-
regimes führen können, insbesondere der
Regulierung und der Abfluß- und Staurege-
lung von Wasserläufen, der Abwehr von
Hochwasser und Eis sowie der Beeinflussung
des Wasserabflusses durch Anlagen in oder
an Gewässern,

c) der Benutzung der Gewässer einschließlich
des Grundwassers, insbesondere der Wasser-
kraftnutzung, der Wasserableitungen und der
Wasserentnahmen,

d) der Hydrographie.

(3) Die Mitteilung gemäß Absatz 1 erfolgt
unmittelbar zwischen den beteiligten Behörden und
Dienststellen, soweit die Auswirkungen auf deren
Bereich beschränkt bleiben, oder über die Ständige
Gewässerkommission.

(4) Die Vertragsparteien werden die für die Mit-
teilung an die Ständige Gewässerkommission
zuständigen Stellen und die beteiligten Behörden
und Dienststellen einander bekanntgeben.

Artikel 3

(1) Bei Vorhaben an grenzbildenden Gewässer-
strecken werden die Vertragsparteien im Rahmen
ihrer jeweiligen Rechtsordnung darauf hinwirken,
daß die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse im
Hoheitsgebiet der Republik Österreich oder der
Bundesrepublik Deutschland nicht wesentlich nach-
teilig beeinflußt werden. Sie werden mit dem Ziel
der gegenseitigen Abstimmung beraten, sofern eine
Seite eine solche Beeinflussung innerhalb einer Frist
von drei Monaten nach der Mitteilung unter
Anführung triftiger Gründe geltend macht.

(2) Bei Vorhaben an anderen Gewässern, welche
die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse im Hoheits-
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gebiet des jeweils anderen Staates wesentlich nach-
teilig beeinflussen können, werden die Vertragspar-
teien vor deren Durchführung auf Wunsch der
betreffenden Vertragspartei über Möglichkeiten
der Abwendung solcher Einflüsse beraten.

Artikel 4

(1) Bei Vorhaben an grenzbildenden Gewässer-
strecken, die in den Hoheitsgebieten der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
durchgeführt werden, entscheiden die jeweils
zuständigen Behörden über den in ihrem Gebiet
durchzuführenden Teil; sie stimmen dabei die
erforderlichen Verfahren zeitlich und die zu tref-
fenden Entscheidungen inhaltlich aufeinander ab.

(2) Bei Vorhaben an grenzbildenden Gewässer-
strecken, die nur im Hoheitsgebiet der Republik
Österreich oder der Bundesrepublik Deutschland
durchgeführt werden, aber Rechte und Interessen,
wie etwa im Bereich des Gewässerregimes und des
Gütezustands, auch des anderen Staates nachteilig
berühren können, ist den zuständigen Behörden
des anderen Staates rechtzeitig Gelegenheit zur
Stellungnahme, insbesondere zum Sachverhalt und
zu den im öffentlichen Interesse gelegenen Bedin-
gungen und Auflagen, zu geben.

(3) Ist eine Angelegenheit im Sinne des Absat-
zes 1 oder 2 von einer Vertragspartei der Ständigen
Gewässerkommission unterbreitet worden, so
haben die zuständigen Behörden — außer bei
Gefahr im Verzug — vor ihrer Entscheidung die
Beratung der Ständigen Gewässerkommission
abzuwarten.

Artikel 5

Die zuständigen Behörden werden Kontrollmes-
sungen des Gütezustandes der Gewässer, soweit
zweckmäßig gemeinsam, in Bereichen vornehmen,
in denen das Gewässer die Staatsgrenze zwischen
der Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland bildet oder kreuzt.

Artikel 6

Die zuständigen Behörden stimmen ihre Alarm-,
Einsatz- und Meldepläne für die Abwehr von
Hochwasser- und Eisgefahren, für Maßnahmen
nach Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen
oder bei kritischen Gewässerzuständen aufeinander
ab und erarbeiten, soweit erforderlich, übereinstim-
mende Richtlinien.

Artikel 7

(1) Es wird eine Ständige Gewässerkommission
gebildet. Ihr obliegt es, durch gemeinsame Bera-
tung der sich bei der Anwendung dieses Vertrages
ergebenden Fragen zu deren Lösung beizutragen.
Sie kann zu diesem Zweck an die Vertragsparteien

einvernehmlich beschlossene Empfehlungen rich-
ten.

(2) Zusammensetzung und Verfahren der Stän-
digen Gewässerkommission sowie deren Befugnisse
im einzelnen regelt das diesem Vertrag als
Anhang 1 beigefügte Statut, das Bestandteil dieses
Vertrages ist.

(3) Empfehlungen gemäß Absatz 1 Satz 3 kön-
nen sich insbesondere beziehen auf

a) Mindestanforderungen an Einleitungen in
Gewässer,

b) Maßnahmen zur Verbesserung kritischer
Gewässergütezustände, die auf Einwirkun-
gen aus dem Hoheitsgebiet der Republik
Österreich oder der Bundesrepublik Deutsch-
land zurückzuführen sind, sofern sich diese
Einwirkungen auf das Hoheitsgebiet des
jeweils anderen Staates erstrecken,

c) weitere geeignete Maßnahmen zum Schutze
der Gewässer, unter anderem auch Gewässer-
güteziele,

d) Untersuchungen und Methodik zur Ermitt-
lung der Art und des Ausmaßes der Verunrei-
nigung der Gewässer und Auswertung der
Untersuchungsergebnisse.

Artikel 8

Dieser Vertrag gilt für die Gebiete, in denen der
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft angewendet wird, und nach
Maßgabe jenes Vertrages einerseits sowie für das
Gebiet der Republik Österreich andererseits.

Artikel 9

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen der
Republik Österreich einerseits und der Bundesrepu-
blik Deutschland und/oder der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft andererseits über die Ausle-
gung oder die Anwendung dieses Vertrages sollen
auf diplomatischem Weg beigelegt werden.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese
Weise nicht beigelegt werden, so ist sie auf Verlan-
gen einer Vertragspartei einem Schiedsgericht zu
unterbreiten.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
gebildet, indem jede Streitpartei ein Mitglied
bestellt. Treten sowohl die Bundesrepublik
Deutschland als auch die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft gegenüber der Republik Österreich
als Streitparteien auf, so bestellt die Republik
Österreich zwei Mitglieder. Die Mitglieder einigen
sich auf einen Angehörigen eines unbeteiligten
Staates als Vorsitzenden, der von den Streitparteien
zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von
zwei Monaten, der Vorsitzende innerhalb von drei
Monaten zu bestellen, nachdem die eine Streitpar-
tei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Mei-
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unter-
breiten will.
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(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer
anderen Vereinbarung jede Streitpartei den Präsi-
denten des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen
vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsange-
hörigkeit einer der Streitparteien oder ist er aus
einem anderen Grund verhindert, soll der Vizeprä-
sident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch
der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der
Streitparteien oder ist auch er verhindert, so soll
das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts-
hofs, das nicht die Staatsangehörigkeit einer der
Streitparteien besitzt und nicht aus sonstigen Grün-
den verhindert ist, die Ernennungen vornehmen.

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen-
mehrheit auf Grund der zwischen den Vertragspar-
teien bestehenden Verträge und des allgemeinen
Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind bindend.
Jede Streitpartei trägt die Kosten des von ihr
bestellten Schiedsrichters sowie ihrer Vertretung in
dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten
des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten wer-
den von den Streitparteien zu gleichen Teilen
getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein
Verfahren selbst.

Artikel 10

(1) Bestehende Übereinkommen und Verträge
bleiben unberührt.

(2) Die Ständige Gewässerkommission prüft als-
bald, inwieweit es zweckmäßig ist, Übereinkom-
men und Verträge im Sinne des Absatzes 1 wegen
ihres Inhalts oder aus anderen Gründen zu ändern,
zu ergänzen oder aufzuheben; sie erarbeitet Emp-
fehlungen für deren Umgestaltung oder Aufhebung
sowie für den Abschluß neuer Übereinkommen
oder Verträge.

(3) Das als Anhang 2 beigefügte Schlußprotokoll
ist Bestandteil dieses Vertrages.

Artikel 11

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Österreichischen Bun-
desregierung innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige Erklä-
rung abgibt.

Artikel 12

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation durch
die Republik Österreich, die Bundesrepublik
Deutschland und die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft; die Urkunden werden sobald wie mög-
lich in Wien ausgetauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt mit dem ersten Tag des
dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt,
in dem die Urkunden ausgetauscht worden sind.

(3) Nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttre-
ten kann der Vertrag jederzeit von der Republik
Österreich, der Bundesrepublik Deutschland oder
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft schrift-
lich auf diplomatischem Weg unter Einhaltung
einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende
gekündigt werden.

(4) Der Vertrag tritt bereits durch eine Kündi-
gung außer Kraft.

Geschehen zu Regensburg am 1. Dezember 1987
in drei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Republik Österreich:

Friedrich Bauer

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Clemens Stroetmann
Wiegand Pabsch

Für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft:

Stanley Clinton Davis

Anhang 1

Statut

der Ständigen Gewässerkommission

Artikel 1

Die Delegation der Republik Österreich in der
Ständigen Gewässerkommission besteht aus sechs
Mitgliedern; die Delegation der Bundesrepublik
Deutschland und der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft besteht aus neun Mitgliedern. Die
Republik Österreich einerseits und die Bundesrepu-
blik Deutschland und die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft andererseits bestellen ein Delega-
tionsmitglied zum Leiter ihrer Delegation und
ernennen gleichzeitig die Vertreter der Delega-
tionsmitglieder. Jede Delegation hat eine Stimme.

Artikel 2

(1) Die Ständige Gewässerkommission tritt
wenigstens einmal jährlich, im übrigen nach Bedarf
oder in dringenden Fällen innerhalb von zwei
Monaten auf Antrag eines Delegationsleiters
zusammen.

(2) Sofern nichts anderes vereinbart ist, tritt die
Ständige Gewässerkommission abwechselnd auf
dem Hoheitsgebiet der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland zusammen.

(3) Die Einberufung einer Sitzung erfolgt durch
den Delegationsleiter jenes Vertragsstaates, in des-
sen Hoheitsgebiet die Sitzung stattfinden soll, im
Einvernehmen mit dem anderen Delegationsleiter.
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Artikel 3

(1) Jede Delegation ist berechtigt, Sachverstän-
dige beizuziehen.

(2) Die Ständige Gewässerkommission kann
Sachverständige mit der Durchführung einzelner
genau bezeichneter Aufgaben beauftragen.

Artikel 4

(1) Jede Delegation trägt ihre eigenen Kosten
und die ihrer Sachverständigen.

(2) Sind Sachverständige im Auftrag der Ständi-
gen Gewässerkommission tätig, so werden die
Kosten je zur Hälfte von der Republik Österreich
einerseits und der Bundesrepublik Deutschland und
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ande-
rerseits getragen.

Artikel 5

Die Ständige Gewässerkommission gibt sich eine
Geschäftsordnung.

Artikel 6

Die Ständige Gewässerkommission kann bei
Bedarf für einzelne Gewässer oder Teile davon
sowie für einzelne Sachgebiete Arbeitsausschüsse
einsetzen, die paritätisch zu besetzen sind. Die
Arbeitsausschüsse berichten der Ständigen Gewäs-
serkommission über ihre Tätigkeit.

Artikel 7

Die Arbeitssprache der Kommission ist Deutsch.

Anhang 2

Schlußprotokoll

(1) Artikel 10 Absatz 1 des Vertrages über die
wasserwirtschaftliche Zusammenarbeit im Einzugs-
gebiet der Donau bezieht sich insbesondere auf

a) das Übereinkommen zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Bayeri-
schen Staatsregierung über Ableitungen aus
dem Rißbach-, Dürrach- und Walchengebiet
vom 16. Oktober 1950,

b) den Vertrag zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich und der Staatsregie-
rung des Freistaates Bayern über die Öster-
reichisch-Bayerische Kraftwerke Aktienge-
sellschaft vom 16. Oktober 1950,

c) das Abkommen der Regierungen der Repu-
blik Österreich, der Bundesrepublik Deutsch-
land und des Freistaates Bayern über die
Donaukraftwerk Jochenstein Großaktienge-
sellschaft vom 13. Februar 1952,

d) das Abkommen zwischen der Bundesregie-
rung der Republik Österreich und der Regie-
rung des Freistaates Bayern über die Rege-
lung der Wasserkraftnutzung der Saalach
vom 14. August 1959 und

e) den Notenwechsel zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Deut-

schen Regierung betreffend die Überleitung
von Lechwasser in das Maingebiet vom
26. Januar 1923, dessen Wiederanwendung
mit Wirkung vom 1. Mai 1952 bestätigt
wurde.

(2) Mit Verbalnote vom 1. Februar 1971 hat die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Wien
der österreichischen Bundesregierung die Studie
der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsmi-
nisterium des Innern betreffend die Überleitung
von Altmühl- und Donauwasser in das Regnitz-
Maingebiet übermittelt, die sich im Rahmen des
Notenwechsels von 1923 [Absatz 1, Buchstabe e)]
hält. Es besteht Übereinstimmung, daß auf Ände-
rungen des in dieser Studie beschriebenen Projekts,
die sich auf österreichisches Gebiet wesentlich
nachteilig auswirken können, Artikel 3 Absatz 2
des Vertrages über die wasserwirtschaftliche
Zusammenarbeit im Einzugsgebiet der Donau
Anwendung findet.

Anläßlich der Unterzeichnung haben die Bundes-
republik Deutschland und die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft nachstehende gemeinsame Er-
klärung abgegeben:

Die gegenwärtigen Zuständigkeiten der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft im Regelungsbe-
reich des Vertrages ergeben sich aus den im Anhang
zu dieser Erklärung angeführten Rechtsakten der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Verände-
rungen dieser Zuständigkeiten werden die Bundes-
republik Deutschland und die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft gemeinsam der Republik
Österreich schriftlich auf diplomatischem Wege
mitteilen.

Regensburg, am 1. Dezember 1987

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Clemens Stroetmann

Dr. Wiegand Pabsch

Für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft:

Stanley Clinton Davis

Anhang

Maßnahmen des Rates der Europäischen Gemein-
schaften auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft

1. Richtlinie des Rates vom 16. Juni 1975 über
die Qualitätsanforderungen an Oberflächen-
gewässer für die Trinkwassergewinnung in
den Mitgliedstaaten — Amtsblatt der
EG vom 2 5 . 7 . 1 9 7 5 Nr. L 194/34
(75/440/EWG) -

2. Richtlinie des Rates vom 8. Dezember 1975
über die Qualität der Badegewässer —
Amtsblatt der EG vom 5. 2. 1976 Nr. L 31/1
(76/160/EWG) -
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3. Richtlinie des Rates vom 4. Mai 1976
betreffend die Verschmutzung infolge der
Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe in
die Gewässer der Gemeinschaft — Amtsblatt
der EG vom 18.5. 1976 Nr. L 129/23
(76/464/EWG) -

4. Entscheidung des Rates vom 12. Dezember
1977 zur Einführung eines gemeinsamen
Verfahrens zum Informationsaustausch über
die Qualität des Oberflächensüßwassers in
der Gemeinschaft — Amtsblatt der EG vom
24.12. 1977 Nr. L 334/29 (77/795/EWG)

5. Richtlinie des Rates vom 20. Februar 1978
über Abfälle aus der Titandioxid-Produktion
— Amtsblatt der EG vom 25.2. 1978
Nr. L 54/19 (78/176/EWG) -

6. Richtlinie des Rates vom 18. Juli 1978 über
die Qualität von Süßwasser, das schutz- oder
verbesserungsbedürftig ist, um das Leben von
Fischen zu erhalten — Amtsblatt der EG vom
14. 8. 1978 Nr. L 222/1 (78/659/EWG) -

7. Richtlinie des Rates vom 9. Okotber 1979
über die Meßmethoden sowie über die
Häufigkeit der Probenahmen und der
Analysen des Oberflächenwassers für die
Trinkwassergewinnung in den Mitgliedstaa-
ten — Amtsblatt der EG vom 29. 10. 1979
Nr. L 271/44 (79/869/EWG) —

8. Richtlinie des Rates vom 17. Dezember 1979
über den Schutz des Grundwassers gegen
Verschmutzung durch bestimmte gefährliche
Stoffe — Amtsblatt der EG vom 26. 1. 1980
Nr. L 20/43 (80/68/EWG) -

9. Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1980 über
die Qualität von Wasser für den menschli-

chen Gebrauch — Amtsblatt der EG vom
30. 8. 1980 Nr. L 229/11 (80/778/EWG) —

10. Richtlinie des Rates vom 22. März 1982
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Quecksilberableitungen aus dem Industrie-
zweig Alkalichloridelektrolyse — Amtsblatt
der EG vom 27.3. 1982 Nr. L 81/29
(82/176/EWG) —

11. Richtlinie des Rates vom 3. Dezember 1982
über die Einzelheiten der Überwachung und
Kontrolle der durch die Ableitungen aus der
Titandioxidproduktion betroffenen Umwelt-
medien — Amtsblatt der EG vom 31. 12.
1982 Nr. L 378/1 (82/883/EWG) -

12. Richtlinie des Rates vom 26. September 1982
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Cadmiumableitungen — Amtsblatt der
EG vom 24.10. 1982 Nr. L 291/1
(83/514/EWG) —

13. Richtlinie des Rates vom 8. März 1984
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Quecksilberableitungen mit Ausnahme des
Industriezweigs Alkalichloridelektrolyse —
Amtsblatt der EG vom 17.3. 1984
Nr. L 74/49 (84/156/EWG) —

14. Richtlinie des Rates vom 9. Okotber 1984
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Ableitungen von Hexachlorcyclohexan —
Amtsblatt der EG vom 17. 10. 1984
Nr. L 274/11 (84/491/EWG) —

15. Richtlinie des Rates vom 12. Juni 1986
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
die Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe
im Sinne der Liste I im Anhang der
Richtlinie 76/464/EWG — Amtsblatt der
EG vom 4. 7. 1986 Nr. L 181/16
(86/280/EWG) —

Die vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegengezeichneten
Ratifikationsurkunden wurden am 14. Dezember 1990 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 12
Abs. 2 mit 1. März 1991 in Kraft.

Vranitzky

18.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

P R O T O K O L L
ZUR ABÄNDERUNG DES ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND
DEM KÖNIGREICH DER NIEDER-
LANDE AM 1. SEPTEMBER 1970 IN
WIEN UNTERZEICHNETEN ABKOM-
MENS ZUR VERMEIDUNG DER DOP-
PELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE
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DER STEUERN VOM EINKOMMEN
UND VOM VERMÖGEN SAMT

SCHLUSSPROTOKOLL

der Bundespräsident der Republik Österreich,

und

Ihre Majestät die Königin der Niederlande

VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein
Protokoll zur Abänderung des zwischen dem
Königreich der Niederlande und der Republik
Österreich am 1. September 1970 in Wien unter-
zeichneten Abkommens zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen samt
Schlußprotokoll *) (im folgenden „Abkommen"
genannt) abzuschließen, haben zu diesem Zweck zu
ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Dr. Heinrich Pfusterschmid-Hardtenstein, außeror-
dentlicher und bevollmächtigter Botschafter

Ihre Majestät die Königin der Niederlande:
Hans van den Broek, Minister für Auswärtige
Angelegenheiten

die, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht
und diese in guter und gehöriger Form befunden,
folgendes vereinbart haben:

Artikel 1

Artikel 6 des Abkommens wird in der Weise
geändert, daß im zweiten Satz des Absatzes 2 die
Worte „ , und Forderungen jeder Art — mit
Ausnahme von Obligationen — die durch Pfand-
rechte an Grundstücken gesichert sind" entfallen.

Artikel 2

1. Artikel 10 des Abkommens wird in der Weise
geändert, daß Absatz 3 aufgehoben und wie folgt
ersetzt wird:

„(3) Ungeachtet der Bestimmungen des Absat-
zes 2 darf die Steuer auf Dividenden, die von einer
in einem der beiden Staaten ansässigen Gesellschaft
an eine in dem anderen Staat ansässige Gesellschaft
gezahlt werden, 5 vom Hundert des Bruttobetrages
der Dividenden nicht übersteigen, wenn die die
Dividenden empfangende Gesellschaft unmittelbar
oder mittelbar über mindestens 25 vom Hundert des
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft
verfügt."

2. Abschnitt II des Schlußprotokolls zu Artikel 10
des Abkommens wird aufgehoben und Abschnitt III
des Schlußprotokolls zu den Artikeln 10, 11 und 13
des Abkommens erhält die Bezeichnung „Ab-
schnitt II".

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 191/1971
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Artikel 3

Artikel 11 des Abkommens wird in der Weise
geändert, daß Absatz 2 aufgehoben und wie folgt
ersetzt wird:

„(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte
an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteili-
gung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind,
und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen und aus Obligationen einschließlich der
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus
Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zahlung
gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. Der
Ausdruck umfaßt jedoch nicht die in Artikel 12
Absatz 1 bezeichneten Gewinnanteile."

Artikel 4

1. Die Abschnitte IV und V des Schlußprotokolls
zu Artikel 24 des Abkommens werden aufgehoben
und wie folgt ersetzt:

„III. Zu Artikel 24

a) Es besteht Einverständnis darüber, daß, wenn
es sich um die niederländische Einkommensteuer
oder Körperschaftsteuer handelt, die im ersten
Absatz des Artikels 24 bezeichnete Bemessungs-
grundlage der „onzuivere inkomen" oder „winst"
im Sinne des niederländischen Einkommensteuerge-
setzes oder Körperschaftsteuergesetzes ist.

b) Es besteht Einverständnis darüber, daß bei der
Berechnung des in Artikel 24 Absatz 2 genannten
Abzuges die in Artikel 23 Absatz 1 genannten
Vermögensteile mit einem Betrag angesetzt werden,
der um die auf ihnen grundbücherlich sichergestell-
ten Schulden gekürzt ist, und daß die in Artikel 23
Absatz 2 genannten Vermögensteile mit einem
Betrag angesetzt werden, der um die mit der
Betriebstätte oder festen Einrichtung zusammen-
hängenden Schulden gekürzt ist.

c) Der in Artikel 24 Absatz 2 a bezeichnete
Betrag der österreichischen Steuer errechnet sich für
die in Artikel 14 Absatz 5 genannten Gewinne nach
einem durchschnittlichen Steuersatz."

2. Abschnitt VI des Schlußprotokolls zu Arti-
kel 27 des Abkommens erhält die Bezeichnung
„Abschnitt IV".

Artikel 5

(1) Dieses Protokoll soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in
Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieses Protokoll tritt mit dem Austausch der
Ratifikationsurkunden in Kraft und seine Bestim-
mungen sind für Steuerjahre und Steuerzeiträume
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anzuwenden, die am oder nach dem 1. Jänner des
Kalenderjahres beginnen, das jenem Kalenderjahr
folgt, in dem das Protokoll in Kraft getreten ist.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dieses Artikels ist
Artikel 2 auf Dividenden anzuwenden, die am oder
nach dem 1. Juli 1990 gezahlt werden.

ZU URKUND DESSEN haben die vorgenann-
ten Bevollmächtigten der beiden Staaten dieses
Protokoll unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN ZU Den Haag, am 18. Dezember
1989, in zweifacher Urschrift in deutscher und
niederländischer Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Heinrich Pfusterschmid-Hardtenstein

Für das Königreich der Niederlande:

Hans van den Broek

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 28. Dezember 1990 ausgetauscht; das Protokoll ist gemäß seinem Art. 5 Abs. 2 mit
selben Tag in Kraft getreten.

Vranitzky
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